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Angaben der Rechtsgrundlagen 
 

  

Das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
22.07.2011 (BGBl. I S. 1509); 

die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverord-
nung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 
132), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22.04.1993 (BGBl. I S. 
466); 

das Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - 
BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), geändert durch Artikel 5 des Geset-
zes vom 06.02.2012 (BGBl. I S. 148); 

§ 86 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauordnung 
(BauO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 01.03.2000 (GV. NRW. S. 
256), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.12.2011 (GV. NRW. S. 729); 

die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.12.2011 (GV. NRW. S. 685). 

 

 

Anmerkung 

 

Soweit bei den Festsetzungen von Baugebieten keine anderen Bestimmungen ge-
mäß § 1 (4) - (10) BauNVO getroffen sind, werden die §§ 2 - 14 BauNVO Bestand-
teil des Bebauungsplanes. 

 

Zuwiderhandlungen gegen die gemäß § 86 BauO NRW in den Bebauungsplan 
aufgenommenen Festsetzungen (örtliche Bauvorschriften) sind Ordnungswidrigkei-
ten im Sinne des § 84 (1) Ziffer 20 BauO NRW und können gemäß § 84 (3) BauO 
NRW als solche geahndet werden. 
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Textliche Festsetzungen, Zeichenerklärungen und 
Hinweise 
 

 

0 

 

 

Abgrenzungen 

 

 

 

 

 

 

0.1 Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der Bebauungsplan- 
änderung  

gemäß § 9 (7) BauGB  

 

1 

 

 

Art der baulichen Nutzung 

gemäß § 9 (1) Nr. 1 BauGB 

 

 

 

 

 

WA 

 

1.1 Allgemeines Wohngebiet  

gemäß § 4 BauNVO  

 

Allgemein zulässig sind 

gemäß § 4 (2) BauNVO 

1. Wohngebäude, 

2. die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank 
und Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetrie-
be, 

3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale gesundheitliche und sport-
liche Zwecke.  

Ausnahmsweise zugelassen sind 

gemäß § 4 (3) BauNVO 

1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

2. Sonstige nichtstörende Gewerbebetriebe. 
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Unzulässig sind die gemäß § 4 (3) BauNVO ausnahmsweise zuläs-
sigen Nutzungen 

gemäß § 1 (6) BauNVO 

1. Anlagen für Verwaltungen, 

2. Gartenbaubetriebe, 

3. Tankstellen. 

 

 

2 

 

 

Maß der baulichen Nutzung  

gemäß § 9 (1) Nr. 1 BauGB 

 

 

 

 

 

0,4 

 

 

 

 

1,2 

 

 

 

 

GHmax.  

121,00 m ü.N.N. 

 

 

 

 

 

 

 

2.1 Grundflächenzahl (GRZ)  

gemäß §§ 16 und 19 BauNVO  

 

zulässige Grundflächenzahl, max. 0,4 

 

2.2 Geschossflächenzahl (GFZ)  

gemäß §§ 16, 17 und 20 BauNVO 

 

zulässige Geschossflächenzahl, max. 1,2 

 

2.3 Höhe baulicher Anlagen  

gemäß §§ 16 und 18 BauNVO 

 

Die Gebäudehöhe (GH) darf an keinem Punkt das zulässige Maß von 
maximal 121,00 m ü.N.N. überschreiten. 

Unter Gebäudehöhe ist der obere Abschluss der Außenwände (Ober-
kante der Attika, des Gesimses o.ä.) bei baulichen Anlagen mit Flachdä-
chern bzw. flach geneigten Dächern, bzw. die Höhe des Firstes bei bau-
lichen Anlagen mit Pultdächern zu verstehen. 

Ausnahmsweise zulässig ist eine Überschreitung der zulässigen maxi-
malen Gebäudehöhe durch Dachaufbauten, installationstechnische Bau-
teile, Filteranlagen, Antennen und dergleichen (in erheblich untergeord-
netem Flächenumfang) um maximal 2,0 m. 
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Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grund-
stücksflächen  

gemäß § 9 (1) Nr. 2 BauGB 

 

 

 

 

a 

 

 

 

 

 

 

3.1 Bauweise 

gemäß § 22 BauNVO  

abweichende  Bauweise  
 

Innerhalb der abweichenden Bauweise sind Baukörper mit einer Länge 
von über 50m zulässig 

 

3.2 Überbaubare Grundstücksfläche 

gemäß § 23 BauNVO  

Baugrenze 

 

 

4 

 

 

Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sin-
ne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes oder zur Ver-
meidung oder Minderung solcher Einwirkungen zu treffen-
de bauliche und sonstige technische Vorkehrungen 

gemäß § 9 (1) 24 BauGB 

 

  

4.1 Passiver Schallschutz 

Die Bauvorhaben innerhalb des Plangebietes sind durch passive Lärm-
schutzmaßnahmen (schallgedämmte Außenwände, Dächer und Fens-
ter) vor schädlichen Lärmeinwirkungen derart zu schützen, dass in 
Wohnräumen tags 35 dB(A) und in Schlafräumen nachts 30 dB(A) nicht 
überschritten werden. Ein entsprechender schalltechnischer Nachweis 
über die Einhaltung dieser Innenschallpegel nach VDI 2719 ist zu er-
bringen. 
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Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen und Bindungen für Bepflanzun-
gen und die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sons-
tigen Bepflanzungen 

gemäß § 9 (1) Nr. 25a und b  BauGB  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

5.1       Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen 

 gemäß § 9 (1) Nr. 25a BauGB 

 

 Anzupflanzender Baum 

Es sind standortgerechte hochstämmige Laubbäume, Stammum-
fang 16 – 18 cm zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und fachge-
recht zu pflegen. Ausgefallene Bäume sind zu ersetzen. Die An-
pflanzung ist mit der Herstellung der Hochbaumaßnahmen vorzu-
nehmen. 

Festgesetzte Standorte sind auf notwendige Zufahrten und  
Zugänge abzustimmen.  

Hinweis:  

Für die Baumpflanzungen werden Arten aus der Empfehlungsliste 
des Umweltamtes für Bäume und Großsträucher mit sehr hoher 
bis hoher Widerstandsfähigkeit gegenüber Trockenheit für den 
bebauten Bereich empfohlen.  

 

5.2       Bindungen für Bepflanzungen und die Erhaltung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

  gemäß § 9 (1) Nr. 25b BauGB 

 

Die auf den entsprechend umgrenzten Flächen vorhandene Be-
pflanzung ist dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Ausgefallene 
Gehölze sind mit Baumarten aus der Empfehlungsliste des Um-
weltamtes für Bäume und Großsträucher mit sehr hoher bis hoher 
Widerstandsfähigkeit gegenüber Trockenheit für den bebauten Be-
reich zu ersetzen.  
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Mit Geh- und Fahrrechten zu belastende Flächen 

gemäß § 9 (1) 21 BauGB  

 

Geh- und Fahrrecht beschränkt auf Fußgänger und Radfahrer zuguns-
ten der Allgemeinheit (ohne zeichnerische Darstellung).  

Entlang der südlichen Grenze des Flurstückes 1630 wird eine Teilfläche 
in der Breite von max. 3m mit einem Geh- und Fahrrecht zugunsten der 
Allgemeinheit belastet. Innerhalb dieser Fläche soll ein öffentlicher Fuß- 
und Radweg angelegt werden. Die Lage des Weges ist auf die Hoch-
baumaßnahmen unter Berücksichtigung der vorhandenen Vegetation 
abzustimmen. 
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Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich 

gemäß § 9 (1a) BauGB 

Bei der Baufeldräumung zur Durchführung der Erschließungs- und 
Hochbaumaßnahmen sind folgende artenschutzrechtliche Vermei-
dungsmaßnahmen einzuhalten und als Nebenbestimmung in die Bau-
genehmigung aufzunehmen: 

1) Abriss von Gebäuden außerhalb der Fortpflanzungszeit und der 
Überwinterungszeit im Zeitraum von September bis Oktober.  

Sollte bei dem Abriss festgestellt werden, dass Fledermäuse das Ge-
bäude in diesem Zeitraum als Tagesquartier nutzen, sind die Abriss-
arbeiten sofort einzustellen. Für das weitere Vorgehen ist ein Gutach-
ter einzuschalten, der in Abstimmung mit der unteren Landschaftsbe-
hörde die notwendigen Maßnahmen festlegt, die zu einem Verlassen 
des Gebäudes durch die Fledermäuse führen. Die Abrissarbeiten dür-
fen erst wieder nach Freigabe durch den Gutachter in Rücksprache 
mit der unteren Landschaftsbehörde aufgenommen werden.  

Abriss von Gebäuden im Zeitraum von November bis August nur, 
wenn vorher ein Sachverständiger bei einer Überprüfung des jeweili-
gen Gebäudes festgestellt und schriftlich attestiert hat, dass das Ge-
bäude nicht von Fledermäusen als Fortpflanzungs- und Ruhestätte 
genutzt wird. Erfolgt der Abriss nicht unmittelbar nach der Untersu-
chung, sind die Gebäudeöffnungen nach Vorgaben des Gutachters 
durch geeignete Maßnahmen zu verschließen.  

2) Rodung von Gebüschen und Hecken nur im Zeitraum von Anfang Ok-
tober bis Ende Februar. 

 



 

 

B 12 

 

8 

 

 

Örtliche Bauvorschriften  

gemäß § 9 (4) BauGB in Verbindung mit § 86 BauO NRW  

 

 

 

 

 

FD 5° - 10° 

 

PD 10° - 20° 

 

7.1      Äußere Gestaltung baulicher Anlagen - Dächer 
 
7.1.1 Dachform, Dachneigung und Dacheindeckung  

 
Für die Hauptbaukörper sind Flachdächer bzw. flach geneigte Dächer 
(FD) mit einer max. Neigung von 10° zulässig.  

 
Für Pultdächer (PD) ist nur eine Dachneigung von max. 20° zulässig. 

 
  7.1.2   Außenwandflächen 

Zulässig sind Putzfassaden, Klinker, Sichtbeton sowie Faserze-
ment. 
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Sonstige Darstellungen zum Planinhalt 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

II/2/56.00 

 

Höhe 108,38 m ü.N.N. 

 

 

 
Nutzungsplan 
 
 
vorhandenes, eingemessenes Gebäude mit Hausnummer 

 
 

vorhandene Flurstücksgrenze mit Flurstücksnummer 
 

 
Grenze benachbarter Bebauungspläne 

 
 

Bezeichnung benachbarter Bebauungspläne 
 
 
 
 
Regenwasserkanäle 
 
 
 
Schmutzwasserkanäle 
 
 
 
Bezugshöhe im Meter ü.N.N. - z. B. Höhe 108,38 m ü.N.N. 
 
 
 
 
 

 
Hinweis:  
 
Die in den textlichen Festsetzungen aufgeführte VDI 2719 sowie die Empfehlungsliste für Baum-
pflanzungen können in der Bauberatung des Bauamtes eingesehen werden.  


